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Zwischen Keulung und Fürsorge
In Zürich fordern die Grünen ein tierfreundliches Konzept zur Taubenregulierung, in Basel ist man schon weiter

ERICH ASCHWANDEN

Tote oder halbtote Tiere lassen die
Emotionen hochkochen. So hält das
Schicksal des in der Ostsee gestran-
deten Buckelwals Timmy schon seit
Wochen halb Europa in Atem. In
Zürich ist alles eine Nummer kleiner.
Hier sind es Tauben, die über die Lan-
desgrenzen hinaus für Aufsehen, ja teil-
weise Entsetzen sorgen.

In der vergangenen Woche ver-
öffentlichte ein deutscher Influen-
cer und Tierschutzaktivist ein Video.
Es zeigt, wie städtische Wildhüter am
Bahnhof Stadelhofen Grossfallen auf-
stellen. Den darin gefangenen Tauben
wird das Genick gebrochen, um den Be-
stand zu regulieren. Dies egal, ob sie ge-
sund sind oder krank. Das Video ging
viral und erreichte Millionen.

Der Verein Stadttauben Schweiz
nahm die Empörung auf und führte
am Samstag auf dem Europaplatz eine
Mahnwache durch. Anlässlich dieser
Kundgebung forderten laut den Veran-
staltern 250 bis 300 Personen ein Ende
der Keulungen, bei denen in der Stadt
Zürich jährlich bis zu 1800 Tauben ge-
tötet werden. Der Streit um den richti-
gen Umgang mit den Tauben – es han-
delt sich dabei um verwilderte Haus-
tauben – ist nicht neu, beschäftigt Tier-

schützer und Behörden in den Städten
schon seit Jahren.

Relativ neu ist jedoch, dass der Ver-
ein Stadttauben Schweiz als sehr aktive
Lobby auftritt. Die 2017 gegründete
Organisation, die laut eigenen An-
gaben rund 200 Mitglieder zählt, setzt
sich schweizweit für ein tiergerechtes
und nachhaltiges Stadttaubenmanage-
ment ein. Ein Vorstandsmitglied ist die
Wahlluzernerin Sonja Lingchungtsang,
die sich zudem im Kernteam der Sektion
Luzern engagiert.Während der Corona-
Pandemie wurde sie auf die Problematik
aufmerksam.

Menschengemachtes Problem

«Stadttauben sind verwilderte Haus-
tiere, wie es auch Strassenhunde oder
streunende Katzen sind. Sie sind daher
auf die Fürsorge durch Menschen ange-
wiesen», sagt Lingchungtsang. «Es geht
uns nicht um Biodiversität, sondern es
ist eine Frage der Ethik.» Stadttauben
fänden keine natürliche Nahrung, son-
dern sie ernährten sich von dem, was
die Menschen zurückliessen. «Es ist ein
vom Menschen geschaffenes Problem,
das auch eine vom Menschen gemachte
Lösung erfordert.»

Genau darin liegt das Problem: Da
im urbanen Raum praktisch immer ge-

nügend Futter vorhanden ist, vermeh-
ren sich die Stadttauben ohne Gegen-
massnahmen sehr rasch. Ein Tauben-
paar kann sechs bis acht Bruten pro
Jahr haben. Ausserdem haben die
Stadttauben, die von der Felsentaube
abstammen und bereits im alten Ägyp-
ten und im Römischen Reich domesti-
ziert wurden, kaum natürliche Feinde.

Für viele Menschen sind die überall
herumflatternden Stadttauben keine
bedauernswerten Geschöpfe, die vor
dem Tod gerettet werden müssen, wie
es Tierschützer sehen, sondern lästige
«Ratten der Lüfte». Das liegt daran,
dass sie Balkone, Fassaden und Innen-
höfe verschmutzen.

Auch politisch wird der richtige
Umgang mit Stadttauben diskutiert. In
Zürich haben sich die Grünen auf die
Seite der Taubenfreunde geschlagen.
In einer Motion im Stadtparlament for-
derten sie nach der Keulung am Stadel-
hofen «eine tierfreundliche und nach-
haltige Regulierung der Tauben». Bis es
so weit ist, wird es wohl noch ein paar
Jahre dauern.

In Basel ist die politische Diskussion
bereits wesentlich weiter fortgeschritten.
Dort entscheiden die Stimmberechtig-
ten am 14. Juni gleich zweimal über die
richtige Grösse einer Population: einer-
seits über die der Menschen im Rahmen

der Abstimmung über die 10-Millionen-
Schweiz-Initiative und andererseits über
die der Tauben im Rahmen der städti-
schen Tauben-Initiative.

Mit diesem vom Verein «Projekte
für Tiere» eingereichten Volksbegeh-
ren soll die städtische Taubenpopula-
tion am Rheinknie langfristig auf 3000
bis 4000 Vögel reduziert werden. Die-
ses Ziel soll mit sanften Massnahmen
erreicht werden. So soll pro Quartier
mindestens ein Taubenschlag eingerich-
tet werden. Die dort angesiedelten rund
fünfzig Tauben sollen mit artgerechtem
Futter ernährt werden.

«Euthanasie» für kranke Vögel

Um ein ungebremstes Wachstum der
Population zu verhindern, will man die
Eier gegen Attrappen austauschen. Das
Töten von Tauben soll in Basel künf-
tig verboten sein. Ausgenommen sind
kranke und verletzte Tauben, die stark
leiden. Für sie soll eine fachgerechte
«Euthanasie» zur Erlösung möglich sein,
heisst es im Initiativtext.

Was in Basel mittels Volksentscheid
eingeführt werden soll, ist in der Fach-
welt als Augsburger Modell bekannt. In
der bayrischen Stadt setzt man bereits
seit Mitte der 1990er Jahre auf betreute
Taubenschläge für die standorttreuen
Stadttauben. Dieses Konzept hat in
Deutschland, der Schweiz und in Öster-
reich zahlreiche Nachahmer gefunden
und wird auch vom Verein Stadttauben
Schweiz propagiert.

Unter anderem setzen Winterthur
und die Stadt Bern auf das Augsburger
Modell. In den 1990er Jahren lebten in
der Bundesstadt rund 10 000 Tauben.
Seit 2011 ist der Tierpark Bern für das
Management der Stadttauben zuständig.
Seither beträgt der Bestand konstant
1000 bis 1500 Individuen. «Der Bestand
ist gesund, stabil und entspricht einem
tragbaren und von der Bevölkerung gut
akzeptierten Mass», sagt Doris Slezak,
die Leiterin Kommunikation und Mar-
keting des Tierparks Bern.

Über die ganze Stadt sind acht Tau-
benschläge verteilt, in denen die Vö-
gel artgerechtes, vollwertiges und aus-
gewogenes Futter erhalten. Im Unter-
schied zum Augsburger Modell werden
in Bern die männlichen Tauben sterili-
siert, als tiergerechte Massnahme zur
Bestandesregulierung. Die wenigen
dennoch befruchteten Eier der weit-
gehend monogam lebenden Tauben
werden in den Schlägen durch Gips-
eier ersetzt.

Das von Tierschützern gelobte Augs-
burger Modell hat jedoch seine Gren-
zen. Wildbiologen weisen darauf hin,
dass Taubenschläge den Bestand nur
dann senken, wenn ein grosser Teil der

Stadttauben tatsächlich darin brütet. Für
München wurde beispielhaft vorgerech-
net, dass dafür Hunderte Schläge nötig
wären. Andernfalls verpufft der Effekt,
da der Grossteil der Tiere weiter draus-
sen brütet und sich vermehrt.

Fachleute sind der Ansicht, dass eine
Reduzierung der überhöhten Tauben-
bestände nur durch eine Reduzierung
der Futtermenge erreicht werden kann.
Basel und Luzern haben daher Fütte-
rungsverbote erlassen und töten wie die
Stadt Zürich einzelne Tiere.Wurden frü-
her in Luzern bis zu 1000 Tiere pro Jahr
getötet, sind es gegenwärtig weniger als
zehn. In St. Gallen sprach sich das Stadt-
parlament im Juli 2025 gegen die Errich-
tung von betreuten Taubenschlägen aus
und will die Überpopulation mit einem
Fütterungsverbot in den Griff bekom-
men. Dieses soll in der kantonalen Jagd-
gesetzgebung verankert werden.

Kontraproduktives Verbot

Genau diesen Weg ist der Kanton
Zürich gegangen. Seit 2023 verbietet
das Jagdgesetz dort das Füttern von
Wildtieren, zu denen auch die Stadt-
tauben zählen. Erreicht wurde jedoch

das Gegenteil: Über das Verbot erzürnte
Taubenfreunde verstreuten an verschie-
denen Orten in der Stadt Zürich – unter
anderem am Bahnhof Stadelhofen – so-
gar erheblich mehr Futter als vor dem
Verbot. Dies geht aus der Antwort des
Stadtrats auf einen Vorstoss der Grünen
aus dem Jahr 2025 hervor. Die Tauben-
schwärme seien gewachsen und wür-
den konzentrierter auftreten, stellte der
Stadtrat fest.

Die Stadt Bern kennt hingegen kein
Fütterungsverbot und konnte die Be-
stände trotzdem reduzieren. Ein univer-
sell geltendes Rezept, wie man als Stadt
mit den gefiederten Freunden umgehen
soll, wurde offenbar noch nicht gefun-
den. In Zürich und Basel wurde die Dis-
kussion durch die neuesten Vorfälle und
die anstehende Volksabstimmung er-
neut angefacht.

Verwildertes Haustier oder «Ratte der Lüfte»? Der Umgang mit Tauben spaltet die städtische Bevölkerung. SEVERIN BIGLER / CH MEDIA
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Eine unheilige Allianz
will die Schule retten
Ein munteres Grüppchen von SP bis SVP legt sich mit der Bildungselite an

SEBASTIAN BRIELLMANN

Irgendetwas ist da aus demLot geraten in
der Schweiz. Das Land – immer stolz auf
seine Bildungsinstitutionen, weltweit be-
wundert für das duale System – befindet
sich seit Jahren im schulischen Nieder-
gang.Die Schüler werden immer schlech-
ter. Die letzte Pisa-Studie zeigt, dass die
Jugendlichen – Gymnasiasten ausge-
nommen – im Jahr 2022 ganze 40 Punkte
schlechter abgeschnitten haben als noch
zehn Jahre zuvor. Das ist ein Rückstand
von rund einem Schuljahr.

Und niemand weiss genau, warum.
Der renommierte Bildungsforscher Ste-
fanWolter sagte im vergangenen Jahr in
der NZZ: «Wir sind im Blindflug, was
schlimm ist, weil wir zwingend besser
abschneiden müssten.»

Das gesunde Selbstverständnis, frü-
her durchaus berechtigt, ist dem nagen-
den Zweifel gewichen. Denn es ist ja
nicht so, dass nichts gemacht würde, wie
auch BildungsforscherWolter sagt.Noch
nie habe die Schweiz so viel Geld in die
Bildung investiert.Gab der Bund für die
obligatorische Schule und die Sonder-
schule im Jahr 2010 noch 15,9 Milliar-
den Franken aus, waren es 2023 bereits
23,3 Milliarden. Zudem sind die Schul-
klassen gleich gross geblieben, obschon
es mehr Schüler gibt – zusätzlich wird
das Hilfsangebot erweitert.

«Alle sind schlechter geworden»

Aber all diese Investitionen haben nichts
gebracht. Wolter bilanziert: «De facto
sind wir in der Schweiz alle schlechter
geworden.» Ein Land ohne Fortschritt.
Das Wort «Bildungskrise» ist zum
Modebegriff geworden.Diese beunruhi-
gende Entwicklung hat in den vergange-
nen Jahren das bildungspolitische Pen-
del zurückschwingen lassen:NachDeka-
den des Reformeifers fordern immer
mehr Politiker und Pädagogen eine
Rückkehr zu alten Erfolgsrezepten. Es
soll wieder Wissen statt Kompetenzen

vermittelt werden. Der Lehrer soll wie-
der alsAutorität und nicht als begleiten-
der Coach wirken. Es soll eine Abkehr
vom Frühsprachenunterricht geben.Die
Bürgerlichen, FDP und SVP, haben die
Bildungspolitik als wichtiges Themen-
feld ausgemacht.

In diesem Spannungsfeld zeigt sich
jedoch auch noch eine andere Entwick-
lung, die über Parteipolitik hinausgeht.
Gegen eine reformeifrige progressive
Bildungselite, die ihreWirkmacht an den
Pädagogischen Hochschulen (PH) kon-
zentriert, erhebt sichWiderstand.Und es
entstehen erstaunliche Allianzen.

Die vielleicht interessanteste hat sich
erst vor wenigenWochen gebildet. Es ist
einmunteres Grüppchen aus Politikern –
von SP bis SVP –, von Lehrern, Erzie-
hungswissenschaftern, Kinderpsycholo-
gen, ehemaligen PH-Direktoren. Getra-
gen von einem gar nicht so unbescheide-
nenAnspruch, die kriselndeVolksschule
zu retten. «Wendepunkt Bildung» nennt
sich dieVereinigung,was klarmacht, dass
der Status quo ein inakzeptabler ist.Von
«gravierenden Schwächen» und «Fehl-
entwicklungen» im Schulsystem ist die
Rede. Die Qualität an den Schweizer
Schulen müsse nicht gestärkt, sondern
zurückgewonnen werden.

Doch es ist schon erstaunlich, wie ei-
nig sich die unterschiedlichsten Cha-
raktere zu sein scheinen. Zwischen
dem Nidwaldner Bildungsdirektor Res
Schmid, SVP, und dem ehemaligen SP-
Basel-Präsidenten, dem Heilpädagogen
Roland Stark, gibt es in der Bildungs-
politik keinen Dissens.

Carl Bossard, Gründer der PH Zug,
sieht die Ausbildung an den Hochschu-
len ebenso problematisch wie erfah-
rene Primarlehrerinnen wie die Zürcher
FDP-PolitikerinYasmine Bourgeois und
die Basler GLP-Erziehungsrätin Chris-
tine Staehelin – oder der Präsident
des Baselbieter Lehrervereins, Philipp
Loretz. Aufgewertet wird die Gruppe
auch durch das Engagement von natio-
nal bekannten Namen wie dem Kinder-

psychologen Allan Guggenbühl – «Die
Schule wird als Projektionsfläche für
Utopien und Ideologien missbraucht» –
oder dem Erziehungswissenschafter
Beat Kissling.

Lesen, schreiben, rechnen

Dieses pädagogisch-politische Potpourri
fordert anstelle von neumodischen Ten-
denzen – wie selbstorganisiertem Ler-
nen oder Lehrern als begleitenden Coa-
ches – eine Rückbesinnung aufsWesent-
liche. Schule für Kinder – von Erwachse-
nen, die die Verantwortung tragen.

Es geht um – vermeintlich – banale
Dinge. Grundlagen fürs Leben. Lesen.
Schreiben (und zwar korrekt, nicht nach
Gehör). Rechnen. In einer Schulklasse
wird nachgedacht, argumentiert, auch
einmal phantasiert. Zusammen. Nicht
verloren als Individuum auf irgendeiner
Lerninsel.Dass es so weit gekommen ist:
Das liege auch an der Ausbildung. Die
Pädagogischen Hochschulen hätten,
so wird moniert, den Bezug zur Praxis
längst verloren.

Dazu passt die Forderung, den Unter-
richt wieder zu entschlacken. Dieser sei,
so sagen die Kritiker, überfrachtet wor-
den durch die vielen Reformen in den
vergangenen Jahrzehnten. Das schwäche
die Lehrer – und schade den Leistungen
der Schüler. Ständige Reorganisationen
kosteten viel zu viel Zeit und Geld. Bei-
des fehle dann für das Wichtigste: das
kompetente Unterrichten.

Das Fazit derWendepunkt-Gruppe,
die nächste Woche ihr Manifest «für
einen «bildungswirksamen Unterricht»
präsentieren wird: Kein Wunder, wer-
den die Leistungen der Schüler immer
schlechter. Das sind träfe Voten. Mehr
als eine lose Vereinigung ist «Wende-
punkt» auch noch nicht. Ob dieses
muntere Grüppchen auch den Diskurs
prägen, gar etwas verändern kann?
Das ist ungefähr so eindeutig benenn-
bar wie eine konkrete Lösung für die
Bildungskrise.

Die Gruppierung «BildungWendepunkt» postuliert ein Zurück zuAltbewährtem. LORENA LA SPADA / CH MEDIA

«Unmenschliche»
Schweizer Bürokratie
Giorgia Meloni und Angehörige der Opfer von Crans-Montana
sind empört über eine Spitalrechnung aus dem Wallis

LUZI BERNET, BEATRICE BÖSIGER

Erst gerade hat es noch nach Versöh-
nung ausgesehen. Italiens Botschafter in
Bern,Gian Lorenzo Cornado, ist endlich
wieder nach Bern zurückgekehrt, die
Untersuchungen der Brandkatastrophe
von Crans-Montana gehen voran, die
Ermittler aus der Schweiz und ihre Kol-
legen aus Italien haben offenbar einen
Modus Vivendi gefunden.

Doch es braucht nach wie vor nur
wenig, bis die Emotionen wieder hoch-
gehen. Dies zeigt die jüngste Episode
im Zwist zwischen Bern und Rom.Wie
die italienischen Medien berichten,
haben Angehörige der Brandopfer in
den letzten Tagen dicke Post aus dem
Wallis erhalten. Bei einer Römer Fami-
lie soll eine Spitalrechnung in der Höhe
von rund 75 000 Euro eingegangen sein
für die 15-stündige Behandlung eines
16-jährigen Jugendlichen auf der Inten-
sivstation im Spital von Sitten.

Dass der Rechnungsbeleg offenbar
einen Vermerk enthält, wonach dieser
Betrag von der Familie nicht bezahlt
werden muss, ging in derAufregung fast
unter. Allein die Tatsache, dass aus der
Schweiz happige Rechnungen zu den
Angehörigen der Opfer gelangen, sorgt
in Italien für grosse Empörung.

Warten auf die Krankenakten

Sie reicht bis ganz nach oben.Auf Face-
book hat Giorgia Meloni am Dienstag
ihrem Unmut freien Lauf gelassen. Sie
sei «schockiert» über diese Nachrichten,
liess die Regierungschefin verlauten. Es
sei eine «Beleidigung und ein Hohn,wie
sie nur eine unmenschliche Bürokratie
hervorbringen» könne.

Botschafter Cornado, mit dem sie
sich deswegen in Verbindung gesetzt
habe, habe nach Rücksprache mit den
Schweizer Behörden versichert, dass die
Familien nichts bezahlen müssten. «Ich
habe den Botschafter jedoch gebeten,
diesemThema höchsteAufmerksamkeit
zu widmen, denn es wäre abscheulich,
wenn solche Kosten auf die Opfer oder
auf Italien zurückfallen würden», heisst
es in derMitteilung vonGiorgiaMeloni.

Laut den Medienberichten warten
die italienischen Opferfamilien seit ge-
raumer Zeit auf die Krankenakten aus
der Schweiz. Dass sie nun zuerst die
Rechnungen erhalten haben, hat sie zu-
sätzlich empört. Wie Botschafter Cor-
nado in der «Repubblica» ausgeführt
hat, habe der Walliser Regierungsprä-
sident Mathias Reynard ihm gegen-
über von einem «Fehler» gesprochen.
Reynard habe ihm gesagt, die Fami-
lien könnten die Rechnungen via einen
Internet-Link zurückschicken.

«Leider hat von uns niemand diesen
Link erhalten», klagte darauf wiederum
einAngehöriger gegenüber der Zeitung.

Auch von den vom Schweizer Parlament
imMärz als Solidaritätsbeitrag zugesag-
ten 50 000 Franken habe man bisher
noch nichts gesehen.

Opferhilfe springt ein

Für die Schweizer Opfer der Brandkata-
strophe haben die Krankenversicherun-
gen einen Rechnungsstopp vereinbart.
Bei Betroffenen aus demAusland ist die
Lage komplizierter. Bei einer Behand-
lung in einem Schweizer Spital muss die-
ses die Rechnung insAusland schicken –
wie es hier offenbar geschehen ist.

Wie viel die Betroffenen bezahlen
müssen, hängt von ihrem jeweiligen Ver-
sicherungsschutz ab. Gemäss Medien-
berichten springt hier die Schweizer
Opferhilfe ein. Zum konkreten Fall
wollte sich die Konferenz der Sozial-
direktoren auf Anfrage nicht äussern.

Dass die Rechnung
offenbar einen Vermerk
enthält, wonach dieser
Betrag von der Familie
nicht bezahlt werden
muss, ging in der
Aufregung fast unter.
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